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 Beschlußempfehlung  

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

zu dem von der . Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zu den beiden 
Gedenkstättenabkommen vom 5. März 1956 
— Drucksache 8/3359 — 

A. Problem 

Das Abkommen vom 5. März 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Vereinigten Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland, Kanada, Australien, Neuseeland, der Süd-
afrikanischen Union, Indien und Pakistan über die Kriegsgrä-
ber, Militärfriedhöfe und Gedenkstätten des Britischen Com-
monwealth im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland gewährt 
der Commonwealth Ware Graves Commission zum Ausgleich 
der Umsatzsteuer, die im Geltungsbereich des Abkommens auf 
Lieferungen oder Leistungen an die Kommission lastet, auf An-
trag einen Betrag in Höhe von 4 v. H. der nachgewiesenen Rech-
nungsbeträge. 

Diese Regelung soll an das Mehrwertsteuersystem angepaßt 
und dabei der Commonwealth Ware Graves Commission die 
volle umsatzsteuerliche Entlastung gewährt werden. 

B. Lösung 

In das Vertragsgesetz werden zusätzliche Vorschriften einge-
fügt, welche die notwendigen innerstaatlichen Regelungen ent-
halten. Einer Änderung des Abkommens selbst bedarf es nicht. 

Einmütige Zustimmung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

wurden nicht vorgelegt.  

D. Kosten 

Die finanziellen Auswirkungen der Gesetzesänderungen wer

-

den unbedeutend sein. In den letzten Jahren belief sich die zu

-

sätzliche Umsatzsteuervergütung auf jährlich rund 3 000 DM. 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zu den beiden 
Gedenkstättenabkommen vom 5. März 1956 — Drucksache 8/3359 — in der vor-
gelegten Form anzunehmen. 

Bonn, den 27. Februar 1980 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Vorsitzender 

Amrehn 

Berichterstatter 


